
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 11. Januar 2011 

 
 
 

Mandantenbrief Januar 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Handwerkerleistungen: Keine Steuerermäßigung bei öffentlicher Förderung 
· Steuerfalle bei der Übertragung des selbst genutzten Einfamilienhauses auf den Ehepartner 
· Ehegattensplitting auch für eingetragene Lebenspartnerschaften 

 
Umsatzsteuer 

· Änderungen beim Ort der Dienstleistung ab 2010 
· Gesetzliche Pflichten für Einfuhren 2010 
· Ausweitung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers ab 2010 

 
Lohn und Gehalt 

· Elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale ab 2010 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Januar und Februar 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.1.20111 10.2.20112 
Umsatzsteuer 10.1.20113 10.2.20114 
Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung5 Entfällt 10.2.2011 
Ende der Schonfrist  Überweisung6 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck7 

13.1.2011 14.2.2011 

7.1.2011 7.2.2011 

Gewerbesteuer Entfällt 15.2.2011 
Grundsteuer Entfällt 15.2.2011 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck7 

Entfällt 
 

Entfällt 

18.2.2011 
 

11.2.2011 
   
Sozialversicherung8 27.1.2011 24.2.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-

lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern für das abgelaufene Kalender-
jahr. 

2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 

das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 

vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Vgl. Information „Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer-Vorauszahlungen“. 
6 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

7 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

8 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen 
worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.1./22.2.2011) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Einkommensteuer 
Bagatellgrenze für Pflichtveranlagung 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2009 wird trotz Eintrag eines Freibetrags auf eine Veranlagung ver-
zichtet, wenn keine Einkommensteuerschuld entsteht. Dies gilt für alle Arbeitnehmer, die lediglich 
Arbeitslohn bis 10.200 € (Ehegatten 19.400 €) erzielt haben. 

Handwerkerleistungen: Keine Steuerermäßigung bei öffentlicher Förderung 
Die Steuerermäßigung für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovierungs-, Erhal-
tungs- und Modernisierungsmaßnahmen gilt zukünftig nicht für öffentlich geförderte Maßnahmen, für 
die zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse in Anspruch genommen werden. Die Ände-
rung gilt erstmals für im Veranlagungszeitraum 2011 geleistete Aufwendungen, soweit die den Auf-
wendungen zu Grunde liegenden Leistungen nach 2010 erbracht worden sind. 

Steuerfalle bei der Übertragung des selbst genutzten Einfamilienhauses auf den Ehepartner 
Der Ehemann war Eigentümer des von ihm und seiner Ehefrau zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Einfamilienhauses. Er übertrug dieses Grundstück gegen Zahlung einer lebenslangen Rente auf seine 
Ehefrau. Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung beantragten die Eheleute den Abzug des 
Ertragsanteils der von der Ehefrau an ihren Ehemann geleisteten Rentenzahlungen als Sonderausga-
ben. Das Finanzamt lehnte nicht nur den Sonderausgabenabzug ab, sondern versteuerte auch noch 
den Ertragsanteil der von der Ehefrau gezahlten Rente als Einnahme aus wiederkehrenden Leistun-
gen des Ehemanns. Der Bundesfinanzhof bestätigte die Richtigkeit der Sichtweise des Finanzamts. 
Werden im Zuge einer privaten Vermögensumschichtung gleichbleibende wiederkehrende Zahlungen 
als Gegenleistung vereinbart, ist der darin enthaltene Ertragsanteil nicht als Sonderausgabe abzugs-
fähig. Gleiches gilt für Unterhaltsleistungen oder private Unterhaltsrenten. 
Abzugsfähig sind lediglich auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und dauernde 
Lasten, die nicht mit Einkünften in einem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. Sonst würde es 
sich dem Grunde nach um Betriebsausgaben oder Werbungskosten handeln. Die Aufwendungen 
müssen außerdem zu einer wirtschaftlichen Belastung bei der die Rente oder dauernde Last zahlen-
den Person führen, dürfen aber nicht den Charakter einer Gegenleistung haben. 
Zu den Einkünften aus wiederkehrenden Bezügen gehören auch die Ertragsanteile einer Veräuße-
rungsrente. Bei dieser Vertragsart ist der Kaufpreis in einen Tilgungs- und einen Zinsanteil zu zerle-
gen. Der Ertragsanteil unterliegt der Besteuerung. Dies erfolgt unabhängig von der Frage, ob der Be-
trag beim Zahlenden steuerlich geltend gemacht werden kann. 

Voraussetzung für eine Zusammenveranlagung bei Beendigung der ehelichen Lebensgemein-
schaft 
Für eine Zusammenveranlagung von Ehegatten ist Voraussetzung, dass diese nicht dauernd getrennt 
leben. Ein Ende dieser ehelichen Lebensgemeinschaft muss auf Grund äußerer Umstände erkennbar 
sein. Nur die Ankündigung einer Trennung alleine genügt nicht. Dies macht der nachfolgend geschil-
derte Fall deutlich: 
Ein Ehepaar lebte bis Dezember 2000 in einer gemeinsamen Wohnung. Anfang Dezember trat der 
Ehemann eine Kur an. Seine Frau hatte ihm noch vor Kurantritt mitgeteilt, dass sie sich von ihm tren-
nen wolle. Die Kur war im Januar 2001 beendet. Der Ehemann holte nach seiner Rückkehr den größ-
ten Teil seiner persönlichen Gegenstände in der ehelichen Wohnung ab und bezog eine andere Woh-
nung. 
Es stellte sich hier die Frage, ob für 2001 die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung vorla-
gen. Dies ist zu bejahen, weil die Trennung erst im Januar 2001 vollzogen wurde, die Kur-
Abwesenheit des Ehemannes war in dem Zusammenhang nicht ausschlaggebend. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Ehegattensplitting auch für eingetragene Lebenspartnerschaften 
Niedersächsisches Finanzgericht, 10-V-309/10, Pressemitteilung vom 30.11.2010 

Das Nds. FG hat entschieden, dass der Ausschluss von Partnern einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft von der Anwendung der Regelungen über das Ehegattensplitting verfassungswidrig ist. 

Wegen des verfassungsrechtlichen Schutzes der Ehe sei es dem Gesetzgeber grundsätzlich zwar 
nicht verwehrt, diese gegenüber anderen Lebensformen zu begünstigen. Gehe die Förderung der Ehe 
jedoch mit einer Benachteiligung anderer Lebensformen einher, rechtfertige die bloße Verweisung auf 
das Schutzgebot der Ehe eine solche Differenzierung nicht. Zwar habe der BFH die steuerliche Un-
gleichbehandlung eingetragener Lebenspartnerschaften beim Veranlagungswahlrecht im Hinblick auf 



 
die Förderung von Ehe und Familie durch Art. 6 Abs. 1 GG für gerechtfertigt erachtet. In Anbetracht 
des Beschlusses des BVerfG vom 21.07.2010 zur Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener 
Lebenspartnerschaft im Erbschaftsteuer- und Schenkungsgesetz könne diese Rechtsprechung jedoch 
nicht mehr aufrechterhalten werden. 

Umsatzsteuer 
Änderungen beim Ort der Dienstleistung ab 2010 
Bei kulturellen, künstlerischen, wissenschaftlichen, unterrichtenden, sportlichen, unterhaltenden oder 
ähnlichen Leistungen einschließlich der Leistungen der Veranstalter, sowie bei damit im Zusammen-
hang stehenden Leistungen, die für die Ausübung der Leistungen unerlässlich sind, wird künftig unter-
schieden: Bei Leistungen an Nichtunternehmer bleibt der Ort der tatsächlichen Leistungserbringung 
entscheidend. Bei Leistungen an Unternehmer für deren unternehmerischen Bereich und diesen 
gleichgestellte nicht unternehmerisch tätige juristische Personen, denen eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer erteilt worden ist, richtet sich der Leistungsort grundsätzlich nach dem Sitz oder 
der Betriebsstätte des Leistungsempfängers, wenn die Leistung tatsächlich an diese erbracht wird. 
Ausgenommen sind Eintrittsberechtigungen zu kulturellen, künstlerischen, wissenschaftlichen, unter-
richtenden, sportlichen, unterhaltenden oder ähnlichen Veranstaltungen, wenn diese an einen Unter-
nehmer oder an eine gleichgestellte nicht unternehmerisch tätige juristische Person, der eine Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer erteilt worden ist, erbracht werden: Die Leistungen werden am Ort der 
Veranstaltung besteuert. 
Um Doppelbesteuerungen zu vermeiden, gelten Güterbeförderungsleistungen, im Zusammenhang mit 
einer Güterbeförderung stehende Leistungen wie Beladen, Entladen, Umschlagen, Arbeiten an und 
Begutachtungen von beweglichen körperlichen Gegenständen oder Reisevorleistungen an einen Un-
ternehmer oder eine nichtunternehmerisch tätige juristische Person, der eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer erteilt worden ist, als im Drittlandsgebiet ausgeführt, wenn die Leistung tatsäch-
lich im Drittlandsgebiet genutzt oder ausgewertet wird. 
Gleiches gilt für Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation. 

Gesetzliche Pflichten für Einfuhren 2010 
Die Einfuhr von Gegenständen ist steuerfrei, wenn der Gegenstand anschließend unmittelbar in einen 
anderen Mitgliedstaat steuerfrei an einen Steuerpflichtigen verbracht wird. Künftig muss der Schuldner 
der Einfuhrumsatzsteuer zum Zeitpunkt der Einfuhr seine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer sowie 
die im anderen Mitgliedstaat erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Abnehmers mitteilen 
und nachweisen, dass die Gegenstände zur Beförderung oder Versendung in das übrige Gemein-
schaftsgebiet bestimmt sind. 

Ausweitung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers ab 2010 
Die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers wird erweitert auf steuerpflichtige Lieferungen 
von Industrieschrott, Altmetallen und sonstigen Abfallstoffen. Welche Gegenstände im Einzelnen er-
fasst sind, erläutert eine neue Anlage 3 zum Umsatzsteuergesetz. 
Die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers wird außerdem erweitert auf die steuerpflichtige 
Reinigung von Gebäuden und Gebäudeteilen durch Subunternehmer. Unter die genannten Umsätze 
fällt insbesondere die Reinigung von Gebäuden einschließlich Hausfassadenreinigung, von Räumen 
und von Inventar, einschließlich Fensterreinigung. 

Verpflichtende elektronische Übermittlung der Umsatzsteuer-Jahreserklärung 
Ab 2011 wird die elektronische Übermittlung der Umsatzsteuer-Jahreserklärung verpflichtend. 
Das Finanzamt kann gestatten, die Erklärung weiterhin nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
abzugeben: Zum Beispiel, wenn dem Steuerpflichtigen nicht zuzumuten ist, die technischen Voraus-
setzungen für eine elektronische Übermittlung zu schaffen, oder der Unternehmer seine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit im Kalenderjahr eingestellt hat. 

Die 1 %-Regelung zur Ermittlung der Umsatzsteuer auf die nichtunternehmerische Nutzung 
eines Fahrzeugs kann nur einheitlich in Anspruch genommen werden 
Nutzt ein Unternehmer ein betriebliches Fahrzeug auch für Privatfahrten, ist diese Privatnutzung um-
satzsteuerpflichtig. Die Umsatzsteuer kann in einem vereinfachten Verfahren nach der sog. 
1 %-Regelung ermittelt werden. Danach ist Bemessungsgrundlage 1 % des Bruttolistenpreises des 
betreffenden Neuwagenpreises pro Monat. Von diesem Wert ist für die nicht mit Vorsteuern belasteten 
Kosten ein pauschaler Abschlag von 20 % vorzunehmen. 
Beispiel: Bruttolistenpreis des betreffenden Neufahrzeugs 50.000 EUR 



 
1 % pro Monat sind 500 EUR, jährlich also 12 x 500 EUR = 6.000 EUR. Die umsatzsteuerliche Be-
messungsgrundlage beträgt nach einem Abschlag von 20 % somit 4.800 EUR. Die Umsatzsteuer auf 
die Privatnutzung beträgt 19 % = 912 EUR. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs kann der Unternehmer die Vereinfachungsregelung nur ins-
gesamt oder gar nicht in Anspruch nehmen. Er kann nicht den Wert der Nutzungsentnahme nach der 
1 %-Regelung ermitteln und den prozentualen Abschlag für die nicht mit Vorsteuern belasteten Kosten 
anhand der tatsächlichen Kosten ermitteln, wenn dies zu einem höheren Abschlag führen würde. Will 
der Unternehmer von der Vereinfachungsregelung keinen Gebrauch machen, muss er den Anteil der 
Privatfahrten anhand eines Fahrtenbuchs ermitteln oder anhand seiner betrieblichen Verhältnisse 
schätzen. 

Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer 2011 beantragen 
Auf Grund der Abschaffung der so genannten Abgabe-Schonfrist für Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
sowie der Verpflichtung, die Anmeldungen elektronisch zu übertragen, bietet sich ein Antrag auf Frist-
verlängerung ab 2011 auch für diejenigen an, die ihre Voranmeldungen bisher monatlich oder viertel-
jährlich abgegeben haben. 
Voranmeldungszeitraum für die Umsatzsteuer ist 
· das Kalendervierteljahr, 
· der Kalendermonat, wenn die Steuer (Summe der Vorauszahlungen) des Jahres 2010 mehr als 

7.500 EUR betragen hat. 
Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr als 1.000 EUR betragen, kann das Finanzamt den Unternehmer 
von der Abgabe von Voranmeldungen und von der Entrichtung von Vorauszahlungen befreien. 
Wenn sich im Jahr 2010 ein Vorsteuer-Überschuss von mehr als 7.500 EUR ergeben hat, kann durch 
Abgabe der Voranmeldung Januar 2011 oder eines Antrags auf Dauerfristverlängerung für 2011 bis 
zum 10.2.2011 der monatliche Voranmeldungszeitraum beibehalten werden. 
Unternehmer, die ihre Umsatzsteuervoranmeldungen monatlich abgeben, können Fristverlängerung 
für 2011 in Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 10.2.2011 einen Antrag beim Finanzamt stellen. Vor-
anmeldungen und Vorauszahlungen sind dann jeweils einen Monat später fällig. 
Die Fristverlängerung ist davon abhängig, dass eine Sondervorauszahlung in Höhe eines Elftels der 
Summe der Vorauszahlungen für 2010 angemeldet und bis zum 10.2.2011 geleistet wird. Diese Son-
dervorauszahlung wird auf die am 10.2.2012 fällige Vorauszahlung für Dezember 2011 angerechnet. 
Ob das so bleibt, ist abzuwarten. 
Dies hat zur Folge, dass die o. a. Anmeldungen ab Voranmeldungszeitraum Januar 2011 grundsätz-
lich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitpunkt folgenden Monats abgegeben werden müssen. Fällt 
der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Vierteljahreszahler müssen keine Sondervorauszahlung entrichten. Für sie gilt die für ein Kalenderjahr 
genehmigte Fristverlängerung auch für die folgenden Kalenderjahre weiter, wenn sich die Verhältnisse 
nicht geändert haben. Ein erstmaliger Antrag ist in diesen Fällen bis zum 11.4.2011 zu stellen. 
Ein einmal gestellter und genehmigter Antrag gilt so lange fort, bis der Unternehmer den Antrag zu-
rücknimmt oder das Finanzamt die Fristverlängerung widerruft. 
Für Unternehmer, die ihre berufliche oder gewerbliche Tätigkeit neu begründen, ist im Jahr der Auf-
nahme der Tätigkeit und im folgenden Jahr grundsätzlich der Kalendermonat Voranmeldungszeit-
raum. 
 

Lohn und Gehalt 

Kündigungsschutz: Klagefrist bei befristetem Arbeitsverhältnis ohne Kündigungsvorbehalt 
Wenn ein Arbeitsverhältnis befristet ist und keine Kündigungsmöglichkeit vorsieht, ist eine ordentliche 
Kündigung normalerweise ausgeschlossen. Kündigt der Arbeitgeber trotzdem, muss sich der Arbeit-
nehmer innerhalb der dreiwöchigen Kündigungsfrist des § 4 KSchG dagegen wehren. Sonst verfällt 
sein Rechtsschutz. 
So geschah es einem Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis bis zum 30. April 2008 befristet war. 
Sein Arbeitgeber kündigte das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von sechs Werktagen zum 
29. März 2008. Der Arbeitnehmer bot zwar seine Arbeitskraft bis zum 30. April 2008 an, erhob aber 
keine Kündigungsschutzklage. Später verlangte er für die Zeit vom 30. März bis zum 30. April 2008 
Bezahlung von dem Arbeitgeber. Er machte geltend, die Nichteinhaltung der Kündigungsfrist könne er 
auch nach Ablauf von drei Wochen noch geltend machen. 
Dem hat jetzt das Bundesarbeitsgericht in letzter Instanz widersprochen und damit Entgeltansprüche 
für die fragliche Zeit verneint. Die dreiwöchige Klagefrist sei auch dann einzuhalten, wenn die ordentli-



 
che Kündigung rechtswidrig ist, weil der befristete Vertrag weder die Möglichkeit vorsieht, das Arbeits-
verhältnis ordentlich zu kündigen noch die Anwendbarkeit eines Tarifvertrages vereinbart ist, der ein 
solches Kündigungsrecht enthält. Dies ergebe sich aus dem Wortlaut und der Entstehungsgeschichte 
des Gesetzes. Der Gesetzgeber habe im Interesse einer raschen Klärung der Frage, ob eine Kündi-
gung das Arbeitsverhältnis beendet hat oder nicht, für die Geltendmachung aller Unwirksamkeitsgrün-
de eine einheitliche Klagefrist von drei Wochen vorgesehen. Entgegen der Auffassung des Arbeit-
nehmers handele es sich vorliegend auch nicht nur um einen Streit um die Dauer der Kündigungsfrist. 
Vielmehr mache er geltend, dass die Kündigung des befristeten Arbeitsverhältnisses als solche un-
wirksam sei. 
Im Ergebnis müssen Arbeitnehmer darauf achten, auch in Fällen der beschriebenen Art rechtzeitig 
Kündigungsschutzklage zu erheben, wenn sie keine Rechtsverluste hinnehmen wollen. 

Elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale ab 2010 
Die Gemeinden stellen letztmals für das Kalenderjahr 2010 Lohnsteuerkarten aus. Zukünftig werden 
die Lohnsteuerkarten durch elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale ersetzt, die der Arbeitgeber bei 
der Finanzverwaltung abzurufen hat. Die Gemeinden sind verpflichtet, für den Steuerpflichtigen die 
notwendigen Daten unter Angabe der Identifikationsnummer an die Finanzverwaltung zu übermitteln. 
Die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale sind für den Lohnsteuerabzug ab 2012 anzuwenden. 
Für das Kalenderjahr 2011 behält die Lohnsteuerkarte 2010 mit allen Eintragungen ihre Gültigkeit. Für 
alle Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte, die ab dem Kalenderjahr 2011 

Kein Anspruch auf Pauschalen für Übernachtungen im Ausland bei vollständiger Übernahme 
der Kosten durch Arbeitgeber 
Sind bei Übernachtungen eines Arbeitnehmers im Ausland die tatsächlichen Kosten niedriger als die 
Übernachtungspauschalen nach den Lohnsteuer-Richtlinien, können die Differenzbeträge nicht als 
Werbungskosten geltend gemacht werden, wenn der Arbeitgeber die tatsächlichen Kosten in voller 
Höhe erstattet. 
Der Bundesfinanzhof weist darauf hin, dass der Arbeitnehmer in solchen Fällen gar nicht belastet sei 
und der Ansatz von Pauschalen zu einer unzutreffenden Besteuerung führen würde. 
 


